
Zwei Beispiele sollen dies erläutern: Ein Bürger wendet 
sich 'beschwerdeführend an den Kreisstaatsanwalt und 
bringt zum Ausdruck, daß er sich wegen schlechter 
Dielen und wegen eines schleehtens Ofens in seiner 
Wohnung schon mehrmals an den Rat der Gemeinde 
gewandt habe. Von dort sei ihm aber nie ein Bescheid 
zugegangen. — Der Betreff in dem Vorgang lautete: 
Wohnungssache. Er hätte richtig heißen müssen: Ver­
letzung der Verordnung vom 6. Februar 1953 durch den 
Rat der Gemeinde F. Der Staatsanwalt wies den Rat 
des Kreises auf die Mängel, die der Beschwerdeführer 
angezeigt hatte, hin und verlangte ihre Beseitigung. 
Hätte er den Sachbetreff richtig herausgearbeitet, so 
wäre ihm deutlich geworden, daß auf die Verletzung 
der Verordnung vom 6. Februar 1953 hinzuweisen war.

In einer anderen Beschwerde wurde dargelegt, daß 
der Rat des Kreises, Abteilung Abgaben, wegen einer 
Steuerschuld Gegenstände des täglichen Bedarfs ge­
pfändet habe. Als Betreff wurde angegeben: Be­
schwerde wegen Steuersache. Es hätte richtig heißen 
müssen: Verletzung des § 811 ZPO durch den Rat des 
Kreises. Der Betreff und auch die weitere Bearbeitung 
zeigten, daß nicht erkannt wurde, daß es sich hier um 
eine Gesetzesverletzung handelte, gegen die dem Be­
schwerdeführer das Rechtsmittel der Erinnerung gemäß 
§ 766 ZPO zustand.

Zu 3.: Oft ist aus der Beschwerde nicht sofort zu ent­
nehmen, ob eine Gesetzesverletzung vorliegt. Die An­
gaben der Beschwerdeführer sind unvollständig oder 
auch ungenau. Wenn schon feststeht, daß eine Gesetzes­
verletzung vorliegt, so sind in den wenigsten Fällen die 
Gründe der Verletzung ohne weiteres ersichtlich. Diese 
aber hat der Staatsanwalt nach § 13 Abs. 1 StAnwG zu 
erforschen. Für diese Fälle gibt § 15 Abs. 1 StAnwG 
die Möglichkeit, vom Leiter der betreffenden Dienst­
stelle, Einrichtung oder des Betriebes eine Unter­
suchung zu verlangen, die dem Staatsanwalt die Ge­
wißheit verschaffen soll, ob eine Gesetzesverletzung 
vorliegt oder nicht. In Ergänzung dazu oder auch ohne 
dies kann der Staatsanwalt nach § 15 Abs. 2 die Vor­
lage von Akten und Unterlagen verlangen.

Dabei ist erforderlich, daß der Staatsanwalt sein Er­
suchen auf die betreffende gesetzliche Vorschrift stützt 
und diese ausdrücklich genau angibt. Unterläßt er dies, 
so kann es zu solchen Auskünften kommen, wie sie 
das folgende Beispiel zeigt:. Auf die schriftliche Bitte 
eines Kreisstaatsanwalts an den Rat .der Gemeinde, 
ihm die Begründung für die Freistellung eines Raumes 
mitzuteilen, antwortete dieser: „Um keine unnötige 
Korrespondenz zu entfalten, wird mitgeteilt, daß diese 
leidige Angelegenheit inzwischen erledigt worden ist.“ 
Die richtige Angabe der gesetzlichen Bestimmung hätte 
auch dazu beigetragen, den Verwaltungsfunktionär mit 
der Tätigkeit des Staatsanwalts der Allgemeinen Auf­
sicht mehr vertraut zu machen.

Zu 4.: Falsch hat der Kreisstaatsanwalt den § 15 
StAnwG verstanden, der dem Rat des Kreises eine 
Beschwerde zustellte mit der Bitte um Rückäußerung 
darüber, ob eine Gesetzesverletzung vorliege. Dies fest­
zustellen, ist gerade die Aufgabe des Staatsanwalts. Er 
kann weder sein Recht, die Aufsicht über die strikte 
Einhaltung der Gesetzlichkeit auszuüben, noch die 
Pflicht, im Einzelfall zu prüfen, ob die demokratische 
Gesetzlichkeit verletzt ist, einem anderen staatlichen 
Organ übertragen.

Der Staatsanwalt hat seine Überprüfung nicht nur 
auf die Punkte eines Beschwerdeschreibens zu be­
schränken, dessentwegen sich der Beschwerdeführer an 
ihn wendet. Die Praxis zeigt, daß es sich vielfach bei 
der ' „Nebensache“ um Verletzung von Verfahrensvor­
schriften durch die Verwaltungsorgane handelt. Ein 
Bürger beschwert sich z. B. darüber, daß er zu Unrecht 
zur Entrichtung von Einkommensteuer herangezogen 
werde. Über das Rechtsmittel ist abschlägig entschieden 
worden. Die Prüfung ergab, daß die Entscheidung zwar 
in sachlicher Hinsicht nicht zu beanstanden war. Sie 
wurde aber erst rund 5 Wochen nach Eingang der Be­
schwerde vom Rat des Kreises getroffen. Dies ist eine 
Verletzung der Verordnung über die Rechte der Bürger 
im Verfahren der Erhebung von Abgaben vom 13. No­
vember 1952 (GBl. S. 1211). Daran kann der Staats­
anwalt nicht vorübergehen, auch nicht, wenn sich die

Beschwerde selbst nicht auf diesen Punkt bezog. In 
einem anderen Fall drohte der Rat einer Gemeinde 
einer Bürgerin einen Zwangstausch zur besseren Ver­
teilung des Wohnraumes an. Dieser Verwaltungsakt 
lautete: „Sie werden ersucht, bis zum 1. Dezember 1953 
Ihre Wohnung zu räumen und die Zimmer bei Müller 
zu beziehen. — Unterschrift — Bürgermeister.“ Die 
Prüfung ergab, daß dieser Verwaltungsakt der Sache 
nach nicht zu beanstanden war. Wohl aber mußte be­
mängelt werden, daß weder eine ausreichende Begrün­
dung noch die gesetzliche Grundlage, auf die sich diese 
Maßnahme stützte, angegeben waren. Es fehlte außer­
dem der Hinweis auf das zulässige Rechtsmittel. Ein 
weiteres Beispiel ist die Beschwerde eines Bürgers über 
eine völlig einwandfreie Entscheidung des Rates der 
Stadt sowie des Bezirks. In seinen wiederholten Ein­
gaben bezeichnete er die auf Grund eines gerichtlichen 
Urteils erfolgte Einziehung von Gegenständen, deren 
angebliche frühere Eigentümer den Eigentumsnachweis 
nicht erbringen konnten, als Raub und Diebstahl durch 
den Rat der Stadt. Die besondere Stellung der Staats­
anwaltschaft als eines von allen anderen Staatsorganen 
unabhängigen Organs der Staatsgewalt bedeutet nicht 
Neutralität oder Unparteilichkeit des Staatsanwalts. 
Deshalb hat der Staatsanwalt richtig gehandelt, als er 
in der genannten „Beschwerde“ eine Gesetzesverletzung 
durch den betreffenden Bürger erblickte, deren straf­
rechtliche Verfolgung erwogen werden mußte.

Die Pflicht des Staatsanwalts ist es also, a l l e n  An­
haltspunkten für Gesetzesverletzungen, die Beschwerden 
bieten oder die im Verlauf der Beschwerdebearbeitung 
kenntlich werden, nachzugehen und für ihre Beseiti­
gung zu sorgen, und zwar deshalb, weil die demokra­
tische Gesetzlichkeit unteilbar ist. Walter U l b r i c h t  
hat auf dem IV. Parteitag der SED dargelegt, daß sich 
aus dem Wesen unserer demokratischen Rechtsordnung 
ergibt, daß die Gesetze von allen Staatsorganen, allen 
Funktionären des Staates und der Wirtschaft, von allen 
gesellschaftlichen Organisationen und von jedem Bür­
ger einzuhalten sind und im Interesse der Werktätigen 
angewendet werden müssen. „Erst beides zusammen, 
strikte Befolgung der Gesetze und ihre Anwendung 
im Interesse der Werktätigen, entspricht dem Wesen 
der demokratischen Gesetzlichkeit, die eine Einheit von 
Gesetzlichkeit und Parteilichkeit darstellt.“3)

Zu 5.: Jeder Beschwerdevorgang muß mit einem 
mündlichen oder schriftlichen Bescheid an den Be­
schwerdeführer abgeschlossen werden. Dieser Bescheid 
ist eines der Bindeglieder zwischen Bevölkerung und 
Staatsanwalt. Der Bescheid an den Beschwerdeführer 
kann die Mitteilung, daß die Beschwerde zu Recht be­
stand und die Gesetzesverletzung mittels Einspruchs 
oder auf andere Weise beseitigt wurde, enthalten. Diese 
Bescheide sind größtenteils nicht zu bemängeln. Anders 
verhält es sich mit den Mitteilungen an den Beschwerde­
führer, die eine Beschwerde als unbegründet zurück­
weisen. Dieser Bescheid ist sozusagen das Gegenstück 
zum Einspruch. Er muß mit der gleichen Sorgfalt ab­
gefaßt werden wie dieser. Der abschlägige Bescheid 
hat die Feststellung zum Inhalt, daß keine Gesetzes­
verletzung vorliegt. Der Beschwerdeführer dagegen ist 
stets der Auffassung, daß eine Gesetzesverletzung vor­
liegt. Diese Auffassung muß im abschließenden Bescheid 
widerlegt werden. Durch die bloße Feststellung, daß 
keine Gesetzesverletzung vorliege, ist der Bürger nicht 
überzeugt.

Zum Beispiel hieß es in einem Bescheid an einen Be­
schwerdeführer: „ Der Staatsanwalt sieht keine weitere 
Veranlassung, in dieser Sache tätig zu werden, da eine 
Gesetzesverletzung nicht vorliegt. Im übrigen wird 
darauf hingewiesen, daß mein Schreiben vom 17. No­
vember 1953 keine Entscheidung über Ihren Fall dar­
stellt, weil ich nur in den Fällen eingreife, in denen 
Gesetzesverletzungen vorliegen. Es handelt sich ledig­
lich um eine Verwaltungsmaßnahme.“ Dieser Staats­
anwalt hatte verkannt, daß sein abschließender Be­
scheid eine Entscheidung über die Gesetzlichkeit oder 
Ungesetzlichkeit der betreffenden Maßnahme sein muß. 
Gerade weil es „sich lediglich um eine Verwaltungs­
maßnahme“ handelte, hatte er zu entscheiden. S)
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